
Kapitel 3Kapitel 3

IntegrationIntegration

§ 43 Integrationskurs§ 43 Integrationskurs

(1) Die Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundesgebiet lebenden(1) Die Integration von rechtmäßig auf Dauer im Bundesgebiet lebenden

Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben in derAusländern in das wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben in der

Bundesrepublik Deutschland wird gefördert und gefordert.Bundesrepublik Deutschland wird gefördert und gefordert.

(2) Eingliederungsbemühungen von Ausländern werden durch ein Grundangebot(2) Eingliederungsbemühungen von Ausländern werden durch ein Grundangebot

zur Integration (Integrationskurs) unterstützt. Ziel des Integrationskurses ist, denzur Integration (Integrationskurs) unterstützt. Ziel des Integrationskurses ist, den

Ausländern die Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur und die Geschichte inAusländern die Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur und die Geschichte in

Deutschland erfolgreich zu vermitteln. Ausländer sollen dadurch mit denDeutschland erfolgreich zu vermitteln. Ausländer sollen dadurch mit den

Lebensverhältnissen im Bundesgebiet so weit vertraut werden, dass sie ohne dieLebensverhältnissen im Bundesgebiet so weit vertraut werden, dass sie ohne die

Hilfe oder Vermittlung Dritter in allen Angelegenheiten des täglichen LebensHilfe oder Vermittlung Dritter in allen Angelegenheiten des täglichen Lebens

selbständig handeln können.selbständig handeln können.

(3) Der Integrationskurs umfasst einen Basis- und einen Aufbausprachkurs von(3) Der Integrationskurs umfasst einen Basis- und einen Aufbausprachkurs von

jeweils gleicher Dauer zur Erlangung ausreichender Sprachkenntnisse sowie einenjeweils gleicher Dauer zur Erlangung ausreichender Sprachkenntnisse sowie einen

Orientierungskurs zur Vermittlung von Kenntnissen der Rechtsordnung, der KulturOrientierungskurs zur Vermittlung von Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur

und der Geschichte in Deutschland. Der Integrationskurs wird vom Bundesamt fürund der Geschichte in Deutschland. Der Integrationskurs wird vom Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge koordiniert und durchgeführt, das sich hierzu privaterMigration und Flüchtlinge koordiniert und durchgeführt, das sich hierzu privater

oder öffentlicher Träger bedienen kann. Für die Teilnahme am Integrationskursoder öffentlicher Träger bedienen kann. Für die Teilnahme am Integrationskurs

sollen Kosten in angemessenem Umfang unter Berücksichtigung dersollen Kosten in angemessenem Umfang unter Berücksichtigung der

Leistungsfähigkeit erhoben werden. Zur Zahlung ist auch derjenige verpflichtet, derLeistungsfähigkeit erhoben werden. Zur Zahlung ist auch derjenige verpflichtet, der

dem Ausländer zur Gewährung des Lebensunterhalts verpflichtet ist.dem Ausländer zur Gewährung des Lebensunterhalts verpflichtet ist.

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nähere Einzelheiten des(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nähere Einzelheiten des

Integrationskurses, insbesondere die Grundstruktur, die Dauer, die Lerninhalte undIntegrationskurses, insbesondere die Grundstruktur, die Dauer, die Lerninhalte und

die Durchführung der Kurse, die Vorgaben bezüglich der Auswahl und Zulassungdie Durchführung der Kurse, die Vorgaben bezüglich der Auswahl und Zulassung

der Kursträger sowie die Voraussetzungen und die Rahmenbedingungen für dieder Kursträger sowie die Voraussetzungen und die Rahmenbedingungen für die

ordnungsgemäße und erfolgreiche Teilnahme und ihre Bescheinigung einschließlichordnungsgemäße und erfolgreiche Teilnahme und ihre Bescheinigung einschließlich

der Kostentragung, sowie die Datenverarbeitung nach § 88a Absatz 1 und 1a durchder Kostentragung, sowie die Datenverarbeitung nach § 88a Absatz 1 und 1a durch

eine Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu regeln. Hiervoneine Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu regeln. Hiervon

ausgenommen sind die Prüfungs- und Nachweismodalitäten der Abschlusstests zuausgenommen sind die Prüfungs- und Nachweismodalitäten der Abschlusstests zu

den Integrationskursen, die das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimatden Integrationskursen, die das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat

durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates regelt.durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates regelt.

(5) (weggefallen)(5) (weggefallen)

§ 44 Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs§ 44 Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs



(1) Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat ein(1) Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat ein

Ausländer, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn ihmAusländer, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn ihm

1. erstmals eine Aufenthaltserlaubnis1. erstmals eine Aufenthaltserlaubnis

a) zu Erwerbszwecken (§§ 18a bis 18d, 19c und 21),a) zu Erwerbszwecken (§§ 18a bis 18d, 19c und 21),

b) zum Zweck des Familiennachzugs (§§ 28, 29, 30, 32, 36, 36a),b) zum Zweck des Familiennachzugs (§§ 28, 29, 30, 32, 36, 36a),

c) aus humanitären Gründen nach § 25 Absatz 1, 2, 4a Satz 3 oder § 25b,c) aus humanitären Gründen nach § 25 Absatz 1, 2, 4a Satz 3 oder § 25b,

d) als langfristig Aufenthaltsberechtigter nach § 38a oderd) als langfristig Aufenthaltsberechtigter nach § 38a oder

2. ein Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 2 oder Absatz 42. ein Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 2 oder Absatz 4

erteilt wird. Von einem dauerhaften Aufenthalt ist in der Regel auszugehen, wennerteilt wird. Von einem dauerhaften Aufenthalt ist in der Regel auszugehen, wenn

der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens einem Jahr erhält oderder Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens einem Jahr erhält oder

seit über 18 Monaten eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthaltseit über 18 Monaten eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthalt

ist vorübergehender Natur.ist vorübergehender Natur.

(2) Der Teilnahmeanspruch nach Absatz 1 erlischt ein Jahr nach Erteilung des den(2) Der Teilnahmeanspruch nach Absatz 1 erlischt ein Jahr nach Erteilung des den

Anspruch begründenden Aufenthaltstitels oder bei dessen Wegfall. Dies gilt nicht,Anspruch begründenden Aufenthaltstitels oder bei dessen Wegfall. Dies gilt nicht,

wenn sich der Ausländer bis zu diesem Zeitpunkt aus von ihm nicht zu vertretendenwenn sich der Ausländer bis zu diesem Zeitpunkt aus von ihm nicht zu vertretenden

Gründen nicht zu einem Integrationskurs anmelden konnte.Gründen nicht zu einem Integrationskurs anmelden konnte.

(3) Der Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs besteht nicht,(3) Der Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs besteht nicht,

1. bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die eine schulische1. bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die eine schulische

Ausbildung aufnehmen oder ihre bisherige Schullaufbahn in der BundesrepublikAusbildung aufnehmen oder ihre bisherige Schullaufbahn in der Bundesrepublik

Deutschland fortsetzen,Deutschland fortsetzen,

2. bei erkennbar geringem Integrationsbedarf oder2. bei erkennbar geringem Integrationsbedarf oder

3. wenn der Ausländer bereits über ausreichende Kenntnisse der deutschen3. wenn der Ausländer bereits über ausreichende Kenntnisse der deutschen

Sprache verfügt.Sprache verfügt.

Die Berechtigung zur Teilnahme am Orientierungskurs bleibt im Falle des Satzes 1Die Berechtigung zur Teilnahme am Orientierungskurs bleibt im Falle des Satzes 1

Nr. 3 hiervon unberührt.Nr. 3 hiervon unberührt.

(4) Ein Ausländer, der einen Teilnahmeanspruch nicht oder nicht mehr besitzt, kann(4) Ein Ausländer, der einen Teilnahmeanspruch nicht oder nicht mehr besitzt, kann

im Rahmen verfügbarer Kursplätze zur Teilnahme zugelassen werden. Dieseim Rahmen verfügbarer Kursplätze zur Teilnahme zugelassen werden. Diese

Regelung findet entsprechend auf deutsche Staatsangehörige Anwendung, wennRegelung findet entsprechend auf deutsche Staatsangehörige Anwendung, wenn

sie nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen und insie nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen und in

besonderer Weise integrationsbedürftig sind, sowie auf Ausländer, diebesonderer Weise integrationsbedürftig sind, sowie auf Ausländer, die

1. eine Aufenthaltsgestattung besitzen und1. eine Aufenthaltsgestattung besitzen und

a) bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist odera) bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist oder



b) die vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist sind, sich seitb) die vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist sind, sich seit

mindestens drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhalten, nicht aus einemmindestens drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhalten, nicht aus einem

sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammen und bei dersicheren Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammen und bei der

Agentur für Arbeit ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet sindAgentur für Arbeit ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet sind

oder beschäftigt sind oder in einer Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1oder beschäftigt sind oder in einer Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1

des Dritten Buches Sozialgesetzbuch stehen oder in Maßnahmen nach demdes Dritten Buches Sozialgesetzbuch stehen oder in Maßnahmen nach dem

Zweiten Unterabschnitt des Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels oder § 74Zweiten Unterabschnitt des Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels oder § 74

Absatz 1 Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gefördert werden oder beiAbsatz 1 Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gefördert werden oder bei

denen die Voraussetzungen des § 11 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Zwölften Buchesdenen die Voraussetzungen des § 11 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Zwölften Buches

Sozialgesetzbuch vorliegen oderSozialgesetzbuch vorliegen oder

2. eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 besitzen oder2. eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 besitzen oder

3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 besitzen.3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 besitzen.

Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a desBei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des

Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafterAsylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter

Aufenthalt nicht zu erwarten ist.Aufenthalt nicht zu erwarten ist.

§ 44a Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs§ 44a Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs

(1) Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtet, wenn(1) Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtet, wenn

1. er nach § 44 einen Anspruch auf Teilnahme hat und1. er nach § 44 einen Anspruch auf Teilnahme hat und

a) sich nicht zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kanna) sich nicht zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann

oderoder

b) zum Zeitpunkt der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 23 Abs. 2, § 28 Abs. 1b) zum Zeitpunkt der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 23 Abs. 2, § 28 Abs. 1

Satz 1 Nr. 1, § 30, oder § 36a Absatz 1 Satz 1 erste Alternative nicht überSatz 1 Nr. 1, § 30, oder § 36a Absatz 1 Satz 1 erste Alternative nicht über

ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt oderausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt oder

2. er Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bezieht und die2. er Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bezieht und die

Teilnahme am Integrationskurs in einer Eingliederungsvereinbarung nach demTeilnahme am Integrationskurs in einer Eingliederungsvereinbarung nach dem

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vorgesehen ist,Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vorgesehen ist,

3. er in besonderer Weise integrationsbedürftig ist und die Ausländerbehörde ihn3. er in besonderer Weise integrationsbedürftig ist und die Ausländerbehörde ihn

zur Teilnahme am Integrationskurs auffordert oderzur Teilnahme am Integrationskurs auffordert oder

4. er zu dem in § 44 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Personenkreis4. er zu dem in § 44 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Personenkreis

gehört, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezieht und diegehört, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezieht und die

zuständige Leistungsbehörde ihn zur Teilnahme an einem Integrationskurszuständige Leistungsbehörde ihn zur Teilnahme an einem Integrationskurs

auffordert.auffordert.

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 stellt die Ausländerbehörde bei der Erteilung desIn den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 stellt die Ausländerbehörde bei der Erteilung des



Aufenthaltstitels fest, dass der Ausländer zur Teilnahme verpflichtet ist. In denAufenthaltstitels fest, dass der Ausländer zur Teilnahme verpflichtet ist. In den

Fällen des Satzes 1 Nr. 2 ist der Ausländer auch zur Teilnahme verpflichtet, wennFällen des Satzes 1 Nr. 2 ist der Ausländer auch zur Teilnahme verpflichtet, wenn

der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende ihn zur Teilnahme auffordert.der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende ihn zur Teilnahme auffordert.

Der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende soll in den Fällen des Satzes 1Der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende soll in den Fällen des Satzes 1

Nr. 1 und 3 beim Bezug von Leistungen nach dem Zweiten Buch SozialgesetzbuchNr. 1 und 3 beim Bezug von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch

für die Maßnahmen nach § 15 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch derfür die Maßnahmen nach § 15 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch der

Verpflichtung durch die Ausländerbehörde im Regelfall folgen. Sofern der TrägerVerpflichtung durch die Ausländerbehörde im Regelfall folgen. Sofern der Träger

der Grundsicherung für Arbeitsuchende im Einzelfall eine abweichendeder Grundsicherung für Arbeitsuchende im Einzelfall eine abweichende

Entscheidung trifft, hat er dies der Ausländerbehörde mitzuteilen, die dieEntscheidung trifft, hat er dies der Ausländerbehörde mitzuteilen, die die

Verpflichtung widerruft. Die Verpflichtung ist zu widerrufen, wenn einem AusländerVerpflichtung widerruft. Die Verpflichtung ist zu widerrufen, wenn einem Ausländer

neben seiner Erwerbstätigkeit eine Teilnahme auch an einem Teilzeitkurs nichtneben seiner Erwerbstätigkeit eine Teilnahme auch an einem Teilzeitkurs nicht

zuzumuten ist. Darüber hinaus können die Ausländerbehörden einen Ausländer beizuzumuten ist. Darüber hinaus können die Ausländerbehörden einen Ausländer bei

der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Absatz 1 oder 2 zur Teilnahme ander Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Absatz 1 oder 2 zur Teilnahme an

einem Integrationskurs verpflichten, wenn er sich lediglich auf einfache Art ineinem Integrationskurs verpflichten, wenn er sich lediglich auf einfache Art in

deutscher Sprache verständigen kann.deutscher Sprache verständigen kann.

(1a) Die Teilnahmeverpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erlischt außer(1a) Die Teilnahmeverpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erlischt außer

durch Rücknahme oder Widerruf nur, wenn der Ausländer ordnungsgemäß amdurch Rücknahme oder Widerruf nur, wenn der Ausländer ordnungsgemäß am

Integrationskurs teilgenommen hat.Integrationskurs teilgenommen hat.

(2) Von der Teilnahmeverpflichtung ausgenommen sind Ausländer,(2) Von der Teilnahmeverpflichtung ausgenommen sind Ausländer,

1. die sich im Bundesgebiet in einer beruflichen oder sonstigen Ausbildung1. die sich im Bundesgebiet in einer beruflichen oder sonstigen Ausbildung

befinden,befinden,

2. die die Teilnahme an vergleichbaren Bildungsangeboten im Bundesgebiet2. die die Teilnahme an vergleichbaren Bildungsangeboten im Bundesgebiet

nachweisen odernachweisen oder

3. deren Teilnahme auf Dauer unmöglich oder unzumutbar ist.3. deren Teilnahme auf Dauer unmöglich oder unzumutbar ist.

(2a) Von der Verpflichtung zur Teilnahme am Orientierungskurs sind Ausländer(2a) Von der Verpflichtung zur Teilnahme am Orientierungskurs sind Ausländer

ausgenommen, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzen, wenn sieausgenommen, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzen, wenn sie

nachweisen, dass sie bereits in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischennachweisen, dass sie bereits in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen

Union zur Erlangung ihrer Rechtsstellung als langfristig Aufenthaltsberechtigte anUnion zur Erlangung ihrer Rechtsstellung als langfristig Aufenthaltsberechtigte an

Integrationsmaßnahmen teilgenommen haben.Integrationsmaßnahmen teilgenommen haben.

(3) Kommt ein Ausländer seiner Teilnahmepflicht aus von ihm zu vertretenden(3) Kommt ein Ausländer seiner Teilnahmepflicht aus von ihm zu vertretenden

Gründen nicht nach oder legt er den Abschlusstest nicht erfolgreich ab, weist ihnGründen nicht nach oder legt er den Abschlusstest nicht erfolgreich ab, weist ihn

die zuständige Ausländerbehörde vor der Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnisdie zuständige Ausländerbehörde vor der Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis

auf die möglichen Auswirkungen seines Handelns (§ 8 Abs. 3, § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr.auf die möglichen Auswirkungen seines Handelns (§ 8 Abs. 3, § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr.

7 und 8, § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 dieses Gesetzes, § 10 Abs. 3 des7 und 8, § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 dieses Gesetzes, § 10 Abs. 3 des

Staatsangehörigkeitsgesetzes) hin. Die Ausländerbehörde kann den Ausländer mitStaatsangehörigkeitsgesetzes) hin. Die Ausländerbehörde kann den Ausländer mit



Mitteln des Verwaltungszwangs zur Erfüllung seiner Teilnahmepflicht anhalten. BeiMitteln des Verwaltungszwangs zur Erfüllung seiner Teilnahmepflicht anhalten. Bei

Verletzung der Teilnahmepflicht kann der voraussichtliche Kostenbeitrag auchVerletzung der Teilnahmepflicht kann der voraussichtliche Kostenbeitrag auch

vorab in einer Summe durch Gebührenbescheid erhoben werden.vorab in einer Summe durch Gebührenbescheid erhoben werden.

§ 45 Integrationsprogramm§ 45 Integrationsprogramm

Der Integrationskurs soll durch weitere Integrationsangebote des Bundes und derDer Integrationskurs soll durch weitere Integrationsangebote des Bundes und der

Länder, insbesondere sozialpädagogische und migrationsspezifischeLänder, insbesondere sozialpädagogische und migrationsspezifische

Beratungsangebote, ergänzt werden. Das Bundesministerium des Innern, für BauBeratungsangebote, ergänzt werden. Das Bundesministerium des Innern, für Bau

und Heimat oder die von ihm bestimmte Stelle entwickelt ein bundesweitesund Heimat oder die von ihm bestimmte Stelle entwickelt ein bundesweites

Integrationsprogramm, in dem insbesondere die bestehenden IntegrationsangeboteIntegrationsprogramm, in dem insbesondere die bestehenden Integrationsangebote

von Bund, Ländern, Kommunen und privaten Trägern für Ausländer undvon Bund, Ländern, Kommunen und privaten Trägern für Ausländer und

Spätaussiedler festgestellt und Empfehlungen zur Weiterentwicklung derSpätaussiedler festgestellt und Empfehlungen zur Weiterentwicklung der

Integrationsangebote vorgelegt werden. Bei der Entwicklung des bundesweitenIntegrationsangebote vorgelegt werden. Bei der Entwicklung des bundesweiten

Integrationsprogramms sowie der Erstellung von Informationsmaterialien überIntegrationsprogramms sowie der Erstellung von Informationsmaterialien über

bestehende Integrationsangebote werden die Länder, die Kommunen und diebestehende Integrationsangebote werden die Länder, die Kommunen und die

Ausländerbeauftragten von Bund, Ländern und Kommunen sowie der BeauftragteAusländerbeauftragten von Bund, Ländern und Kommunen sowie der Beauftragte

der Bundesregierung für Aussiedlerfragen beteiligt. Darüber hinaus sollender Bundesregierung für Aussiedlerfragen beteiligt. Darüber hinaus sollen

Religionsgemeinschaften, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, die Träger derReligionsgemeinschaften, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, die Träger der

freien Wohlfahrtspflege sowie sonstige gesellschaftliche Interessenverbändefreien Wohlfahrtspflege sowie sonstige gesellschaftliche Interessenverbände

beteiligt werden.beteiligt werden.

§ 45a Berufsbezogene Deutschsprachförderung; Verordnungsermächtigung§ 45a Berufsbezogene Deutschsprachförderung; Verordnungsermächtigung

(1) Die Integration in den Arbeitsmarkt kann durch Maßnahmen der(1) Die Integration in den Arbeitsmarkt kann durch Maßnahmen der

berufsbezogenen Deutschsprachförderung unterstützt werden. Diese Maßnahmenberufsbezogenen Deutschsprachförderung unterstützt werden. Diese Maßnahmen

bauen in der Regel auf der allgemeinen Sprachförderung der Integrationskurse auf.bauen in der Regel auf der allgemeinen Sprachförderung der Integrationskurse auf.

Die berufsbezogene Deutschsprachförderung wird vom Bundesamt für MigrationDie berufsbezogene Deutschsprachförderung wird vom Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge koordiniert und durchgeführt. Das Bundesamt für Migration undund Flüchtlinge koordiniert und durchgeführt. Das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge bedient sich zur Durchführung der Maßnahmen privater oderFlüchtlinge bedient sich zur Durchführung der Maßnahmen privater oder

öffentlicher Träger.öffentlicher Träger.

(2) Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einer Maßnahme der berufsbezogenen(2) Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einer Maßnahme der berufsbezogenen

Deutschsprachförderung verpflichtet, wenn er Leistungen nach dem Zweiten BuchDeutschsprachförderung verpflichtet, wenn er Leistungen nach dem Zweiten Buch

Sozialgesetzbuch bezieht und die Teilnahme an der Maßnahme in einerSozialgesetzbuch bezieht und die Teilnahme an der Maßnahme in einer

Eingliederungsvereinbarung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vorgesehenEingliederungsvereinbarung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vorgesehen

ist. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buchist. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buch

Sozialgesetzbuch und Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem DrittenSozialgesetzbuch und Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem Dritten

Buch Sozialgesetzbuch bleiben unberührt. Die Teilnahme an der berufsbezogenenBuch Sozialgesetzbuch bleiben unberührt. Die Teilnahme an der berufsbezogenen

Deutschsprachförderung setzt für Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung nachDeutschsprachförderung setzt für Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung nach

dem Asylgesetz voraus, dassdem Asylgesetz voraus, dass



1. bei dem Ausländer ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist1. bei dem Ausländer ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist

oderoder

2. der Ausländer vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist ist, er sich2. der Ausländer vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist ist, er sich

seit mindestens drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, nicht aus einemseit mindestens drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, nicht aus einem

sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammt und bei der Agentursicheren Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammt und bei der Agentur

für Arbeit ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet ist oderfür Arbeit ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet ist oder

beschäftigt ist oder in einer Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1 desbeschäftigt ist oder in einer Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1 des

Dritten Buches Sozialgesetzbuch steht oder in Maßnahmen nach dem ZweitenDritten Buches Sozialgesetzbuch steht oder in Maßnahmen nach dem Zweiten

Unterabschnitt des Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels oder § 74 Absatz 1 SatzUnterabschnitt des Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels oder § 74 Absatz 1 Satz

2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gefördert wird oder bei dem die2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gefördert wird oder bei dem die

Voraussetzungen des § 11 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Zwölften BuchesVoraussetzungen des § 11 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Zwölften Buches

Sozialgesetzbuch vorliegen.Sozialgesetzbuch vorliegen.

Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a desBei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des

Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafterAsylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter

Aufenthalt nicht zu erwarten ist.Aufenthalt nicht zu erwarten ist.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im Einvernehmen mit demRechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im Einvernehmen mit dem

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat nähere Einzelheiten derBundesministerium des Innern, für Bau und Heimat nähere Einzelheiten der

berufsbezogenen Deutschsprachförderung, insbesondere die Grundstruktur, dieberufsbezogenen Deutschsprachförderung, insbesondere die Grundstruktur, die

Zielgruppen, die Dauer, die Lerninhalte und die Durchführung der Kurse, dieZielgruppen, die Dauer, die Lerninhalte und die Durchführung der Kurse, die

Vorgaben bezüglich der Auswahl und Zulassung der Kursträger sowie dieVorgaben bezüglich der Auswahl und Zulassung der Kursträger sowie die

Voraussetzungen und die Rahmenbedingungen für den Zugang und dieVoraussetzungen und die Rahmenbedingungen für den Zugang und die

ordnungsgemäße und erfolgreiche Teilnahme einschließlich ihrerordnungsgemäße und erfolgreiche Teilnahme einschließlich ihrer

Abschlusszertifikate und der Kostentragung, sowie die Datenverarbeitung nach §Abschlusszertifikate und der Kostentragung, sowie die Datenverarbeitung nach §

88a Absatz 3 zu regeln.88a Absatz 3 zu regeln.


